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Menn Nr. 23. et 1100. 


Sehe — nn 7 


(Nr. 8571.) Geſetz, betreffend die Fertigstellung der Berliner Stadteiſenbahn für Staats⸗ 
rechnung. Vom 26. Juni 1878. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


NA 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, in einer zu dem Ende einzuberu⸗ 
fenden Generalverſammlung der Aktionäre der Berliner Stadteiſenbahngeſellſchaft 
nach Maßgabe des beigedruckten, unterm 23. Februar 1878 mit der Berlin- 
7 Potsdam⸗ ER der Magdeburg⸗Halberſtädter und der Berlin⸗Hamburger 
nt ſchaft abgeſchloſſenen Vertrages für die Auflöſung der Berliner 
Stadteiſenbahngeſellſchaft zu ſtimmen und die Berliner Stadtbahn für Rechnung 

des Staats fertig zu ſtellen. 


$. 2. 
Der erforderliche Geldbedarf 
1) jur Deckung des in Folge der Auflöfung der Berliner Stadteiſen⸗ 
ahngeſellſchaft entſtandenen Ausfalles am Anlagekapital, ſowie 
2) gut Deckung der zur Vollendung der Bahn erforderlichen Mittel über 
en dem eich vom 20. März 1874 (Geſetz-Samml. pro 1874 
S. 111) 2 runde liegenden Koſtenanſchlag hinaus, einſchließlich 
der Mittel für über den Bedarf angekaufte — anzukau⸗ 
fende und ſpäter wieder zu veräußernde Grund ücke, im Geſammt⸗ 
betrage von 35 700 000 Mark 
wird durch Veräußerung eines entſprechenden Betrages von Schuldverſchreibungen 
aufgebracht. Wann, durch welche Stelle, in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuß, zu welchen Bedingungen der N und zu welchen Kurſen die Schuld- 
berſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 
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5 Ausgegeben zu Berlin den 6. Juli 1878. 


Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe, 
wegen Annahme derſelben als pupillen⸗ und depoſitalmäßige Sicherheit und 
wegen Verjährung der Zinſen die e alas des Geſetzes vom 19. Dezem⸗ 
ber 1869 (Geſetz-Samml. S. 1197) zur Anwendung. 

Der durch die Veräußerung von über Bedarf angekauften Grundſtücken 
bezw. Grundſtückstheilen erzielte Erlös iſt in Anrechnung auf die der Staats⸗ 
regierung bewilligten, noch offen ſtehenden Kredite zu verwenden und darüber 
dem Landtage alljährlich Bericht zu erſtatten. 


F. 3. 


Jede Verfügung über die Berliner Stadteiſenbahn durch Veräußerung 
bedarf zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. 


§. 4. 5 
Die Ausführung dieſes Geſetzes wird, ſoweit ſolche nach den Beſtim⸗ 
mungen des F. 2 nicht durch den Finanzminiſter erfolgt, dem Miniſter für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten übertragen. 


§. 5. 

Die entgegenſtehenden Beſtimmungen des Geſetzes vom 20. März 1874, 
betreffend die Betheiligung des Staats an dem Unternehmen einer die Stadt 
Berlin durchſchneidenden, von einem Punkte in der Nähe des Oſtbahnhofes 
ausgehenden Eiſenbahn nach Charlottenburg, werden hierdurch aufgehoben. 


ra unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 26. Juni 1878. 
Im Allerhöchſten Auftrage Seiner Majeſtät des Königs: 
(L. S.) Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


Vertrag, 
betreffend 


die Aufloͤſung der Berliner Stadteiſenbahngeſellſchaft und die Fertig⸗ 
ſtellung der Stadtbahn fuͤr Staatsrechnung. 


Zuviſchen 


1) der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch die Kommiſſarien des 
r e und des Miniſters für Handel, Gewerbe und öffent⸗ 
iche Arbeiten: 
Ober⸗Bau⸗ und Miniſterialdirektor Weishaupt, Geheimen Ober⸗ 
Finanzrath Rötger, Geheimen Ober-Regierungsrath Dr. Frölich, 
2 der Berlin- Potsdam: Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch 
ihr Direktorium, 
3) der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch ihr 
Direktorium, . 
4) der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch ihre 
Direktion, 
iſt heute unter Vorbehalt der landesherrlichen Genehmigung einerſeits und der 
Genehmigung der Generalverſammlungen der drei genannten Eifenbahngefell- 
ſchaften andererſeits nachfolgender Vertrag abgeſchloſſen worden. 


Artikel J. 


Der Staat, die Berlin⸗Potsdam⸗ Magdeburger, die Magdeburg⸗Halber⸗ 
ſtädter und die Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft, in ihrer Eigenſchaft als 
Aktionäre der Berliner Stadteiſenbahngeſellſchaft, e ſich, in einer nach 
dem Perfektwerden dieſes Vertrages einzuberufenden Generalverſammlung dieſer 
Geſellſchaft für deren Auflöſung zu ſtimmen. 

Die Königliche Staatsregierung wird den Auflöſungsbeſchluß der General- 
verſammlung genehmigen. 


Artikel II. 


Die Liquidation der Geſellſchaft erfolgt unter den nachſtehenden Bedin⸗ 
ungen in der Art, daß die Berlin-Potsdam⸗ Magdeburger, die Magdeburg⸗ 
Sat erſtädter und die Berlin Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft alle ihnen an dem 

tadtbahnunternehmen zuſtehenden Rechte an den Staat — wie gan gefchieht — 
abtreten, letzterer in alle Rechte und Pflichten der aufgelöſten Geſellſchaft eintritt 
und mit dem Zeitpunkte der Auflöſung alleiniger Eigenthümer des geſammten 
Stadtbahnunternehmens wird. 
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a 
Artikel IM. 
Ehe Die Funktionen des Liquidators der Geſellſchaft wird die Königliche Direk⸗ 
tion der Stadtbahn als bisheriger Geſellſchaftsvorſtand übernehmen, und als 
ſolcher Namens der Geſellſchaft und in Vollmacht derſelben alle zur Ausführung 


neh im Artikel II. gedachten Uebergangs erforderlichen Rechtshandlungen vor- | 
nehmen. | 


Artikel IV. 


Die von der Deutſchen Eiſenbahnbaugeſellſchaft bis zur ar 
ihrer Aktienbetheiligung geleifteten und zu Gunsten der Stadteiſenbahngeſe C. 
verfallenen Adden dee ſowie die etwa von ihr noch zu a in⸗ 
zahlungen verbleiben der Stadteiſenbahngeſellſchaft und gehen die der letzteren 
an denſelben, gr enge der Deutſchen Eiſenbahnbaugeſellſchaft gegenüber 
zuſtehenden Rechte mit der Auflöſung der Geſellſchaft an den Staat über. 


Artikel V. 


Die Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger, die Magdeburg⸗Halberſtädter und 
die TR a Eiſenbahngeſellſchaft laſſen bei Auflöſung der Berliner 
Stadteiſenba ae von denjenigen Beträgen, welche ſie auf ihre Aktien⸗ 
Een en eingezahlt haben, beziehungsweiſe beim Perfektwerden dieſes Ver⸗ 

ages eingezahlt haben werden, zuſammen die Summe von 6 000 000 Mark, 
in Worten Sechs Millionen Mark und zwar: 


die Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft 2 400 000 Mark, 
die Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft. ... 2 400 000 Mark, 
die Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaftt .. 1 200 000 Mark, 


als einen unverzinslichen und niemals zurückzufordernden Beitrag zu den Koſten 
der Ausführung des Stadtbahnunternehmens in demſelben zurück und übertragen 
alle ihnen aus den geleiſteten Einzahlungen zustehenden Rechte auf den Staat. 

Die Reſtſummen der von Ina eingezahlten Beträge erhalten ſie in Folge 
des mit der Auflöſung der Berliner Stadteiſenbahngeſellſchaft eintretenden Weg⸗ 
falles ihrer 1 als Aktienzeichner vom Staate baar zurück. Dieſe 
Rückerſtattung erfolgt vier Wochen nach Perfektwerden des gegenwärtigen Ver⸗ 
trages nebſt 43 Prozent Zinſen der Reſtſummen ſeit dem Tage der letzten, vor 
dieſem Perfektwerden geſchehenen Einzahlung und Zinsausgleichung. 


Artikel VI. 


Mit der Auflöſung der Berliner Stadteiſenbahngeſellſchaft tritt der duschen 
dem Fiskus, der Deutſchen Eiſenbahnbaugeſellſchaſt „der Berlin⸗Potsdam⸗ 
Magdeburger, der Magdeburg⸗Halberſtädter und der Berlin⸗Hamburger Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft unterm 15. Dezember 1873 abgeſchloſſene Vertrag, ſoweit er 
das Verhältniß der genannten drei Eiſenbahngeſellſchaften zu der Berliner Stadt⸗ 
eiſenbahngeſellſchaft betrifft, außer Kraft. 
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Artikel VII. 


Der Staat vertritt die drei Eiſenbahngeſellſchaften gegen alle von der 
Deutſchen Eiſenbahnbaugeſellſchaft aus der Thatſache der Kaduzirung ihrer Aktien⸗ 
betheiligung, der Auflöſung der Berliner Stadteiſenbahngeſellſchaft oder der Auf- 
löſung des Vertrages vom 15. Dezember 1873 etwa herzuleitenden Anſprüche. 


1 


Artikel VIII. 


Der Magdeburg alberſtädter und der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft iſt die Konzeſſion für den Anſchluß ihrer Bahnnetze an die Stadtbahn 
in Charlottenburg bereits ertheilt. 

Der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft wird das Recht, 
ihr Bahnnetz in Charlottenburg an die Stadtbahn anzuſchließen, nach Maßgabe 
des F. 8 des Vertrages vom 15. Dezember 1873 gewahrt ö 

Die a ha: often der Anlagen des weſtlichen ndbahnhofs der Stadt⸗ 
bahn zwiſchen der öſtlichen Endweiche (d. i. 72 m öſtlich von der öftlichen Flucht⸗ 
linie der Wilmersdorferſtraße) bis zu der öſtlichen Fluchtlinie der Unterführ 
der Straße Nr. 19 des Bebauungsplanes der Umgebungen Berlins, Abtheilung , 
follen zu / auf die Stadtbahn, zu je ’/ıs auf 

1) die Magdeburg ⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft, 

2) die Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft, 

3) die Berlin-Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft, 

4) die Berlin-Wetzlarer Staatsbahn und 

5) die Niederſchleſiſch⸗Märkiſche (Ring-) Bahn 
vertheilt werden. In gleichem Verhältniß werden die Koſten der Unterhaltung, 
der 5 und der Verwaltung dieſer Anlagen repartirt. 

Ausgeſchloſſen von dieſer Theilung ſind jedoch die Koſten des Grund⸗ 
erwerbs, der Ausführung, Unterhaltung, Erneuerung und eg derjenigen 
Anlagen, z. B. Lofomotivfhuppen, Drebfi eiben, Nebengeleiſe ꝛc., welche einzelne 
Bahnen zwiſchen dem weſtlichen Ende der errons des Bahnhofs und der Straße 
Nr. 19 zur ausſchließlichen Benutzung für eigene Betriebszwecke etwa herrichten 
möchten, ferner auch die Emolumente derjenigen Bedienſteten, denen, wenn ſie 
auch innerhalb der oben bezeichneten Bahnhoſsgrenzen ſtationirt ſind, die Ver⸗ 
waltung der außerhalb dieſer Grenzen belegenen Anlagen obliegt. 


Artikel IX. 


Die drei Eiſenbahngeſellſchaften verpflichten ſich, ihre Anſchlüſſe an die 
Stadtbahn in e längſtens bis zum 1. Januar 1881 betriebsfähig 
herzuſtellen. Hält eine der iſenbahngeſellſchaften dieſe Friſt Ye ein, fo ver⸗ 
pflichtet fie ſich, an den Staat eine Konventionalſtrafe von 300 000 Mark zu 
zahlen, es ſei denn, daß die Nichteinhaltung des Termins durch Berhältnilfe 
— insbeſondere beim Grunderwerb und der definitiven Feſtſetzung der Projekte — 
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ict pet worden iſt, für welche die Eiſenbahngeſellſchaft eine Verantwortung 
nicht trifft. 

Ueber die Frage, ob derartige Verhältniſſe vorliegen, entſcheidet lediglich 
der Handelsminiſter. 

Die W iſt nicht verfallen, wenn die anſchließende Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft ihren Anſchluß, wenn auch unter Ueberſchreitung der obigen 
Friſt, bis zum Zeitpunkt der Vollendung der Stadtbahn betriebsfähig herſtellt. 

Die Zahlung der Konventionalſtrafe entbindet die Geſellſchaften nicht von 
der Verpflichtung zur Herſtellung der Anſchlüſſe. b 


Artikel X. 


Nach erfolgtem Anſchluß ihrer Bahnen an die Stadtbahn ſind die drei 
Eiſenbahngeſellſchaften berechtigt, ſoweit es das Verkehrsbedürfniß erfordert und 
es ausführbar erſcheint, eine direkte Expedition von Perſonen und Gepäck zwiſchen 
den Stationen der Stadteiſenbahn einerſeits und den Stationen der eigenen ſowie 
der rückliegenden fremden Bahnen andererſeits zu fordern. Unter denſelben Vor⸗ 
ausſetzungen ſind ſie weiter bere tigt, zu verlangen, daß die von ihnen an⸗ 
gebrachten, dem Perſonen- und epäckverkehr dienenden Züge von der Stadt⸗ 
eiſenbahn aufgenommen und nebſt Bedienungsperſonal, welches ſie jedoch ſelbſt 
zu ſtellen haben, bis zur öſtlichen Endſtation der Stadtbahn mittelſt der Loko⸗ 
motiven der Stadtbahn Aufgabe ſowie daß die übernommenen Züge mit 
Bedienungsperſonal, nach Au nahme von 10 und Gepäckſtücken, durch die 
5 der Stadtbahn behufs fahrp anmäßiger Weiterbeförderung zurück⸗ 
geführt werden. 

Ueber die thatſächliche Ausführbarkeit nach Maßgabe der jeweiligen Bahn⸗ 
anlagen und über das erkehrsbedürfniß ſowohl bezüglich der Einrichtung direkter 

peditionen, als der Uebernahme und Durchführung der Züge entſcheidet die 
taatsaufſichtsbehörde. 

Bei Feſtſtellung des Fahrplans ſoll als Grundſatz gelten, daß derſelbe 
neben dem öffentlichen Intereſſe demjenigen aller betheiligten Staats und Privat⸗ 
bahnen ſoweit als möglich gleichmäßig zu entſprechen hat. 

Bei der Konkurrenz gleichartiger Züge der Staats- und der Privat⸗ 
bahnen haben jedoch die late den Vorzug. Hierbei find unter gleichartigen 
Zügen Expreß⸗, Kurier⸗ und Schnellzüge einerſeits und gewöhnliche Perſonen⸗ 
züge andererſeits verſtanden. Die Verschiebung des Fahrplans zu Gunſten der 
Staatsbahnzüge ſoll ſich nur auf die betriebstechniſch erforderlichen Zugintervalle 
erſtrecken. Expreß⸗„ Kurier- und Schnellzüge haben vor den übrigen Zügen 
den Vorrang. 

„Keiner der betheiligten Privatbahnen ſollen hierbei für ſich Vortheile und 
Erleichterungen * werden, welche nicht auch der andern konkurrirenden 
Privatbahn auf deren Erfordern zugeſtanden werden. 


Artikel XI. 


Die Stadtbahn wird durchweg mit vier Geleiſen 2 von denen zwei 
dem durchgehenden Verkehr vor dem Lokalverkehr dienen ſollen. 


Artikel XII. 


Für das Durchführen der Züge erhält die Stadtbahn keine beſondere Ver⸗ 
gütung. Das Aequivalent für ihre Leiſtung liegt vielmehr in dem Transport⸗ 
Iabe y ane in dem Fahrpreiſe ꝛc. für die Stadtbahnſtrecke mit zur Erhebung 
ommt. 

Die Feſtſetzung der Transportſätze auf der Stadtbahn iſt Sache der Staats⸗ 

eiſenbahnverwaltung. Die letztere behält ſich insbeſondere vor, neben dem 
Streckenſatze auch eine Expeditionsgebühr zur Erhebung zu bringen, welche jedoch 
im Verkehr mit den anſchließenden Eiſenbahnen den auf die Stadtbahn ent⸗ 
fallenden Streckenſatz nicht überſteigen darf. 


Artikel XIII. a 
Die Stadtbahn nimmt keinen Theil an den Koſten (Löhnung, Beſoldung, 


Meilen⸗, Uebernachtungsgeld ꝛc.) des Wagenbedienungsperſonals der auf fie über⸗ 


geführten und von ihr Fun eführten Züge der Eiſenbahngeſellſchaften. 

Sie zahlt ferner keine Wagenmiethe für die auf ihre Strecke übergehenden 
Wagen der Eiſenbahngeſellſchaften, ſofern dieſe Wagen in den ſogenannten 
externen (durchgehenden) Zügen laufen. 

Dagegen entrichtet die Stadtbahn für die in den ſogenannten Vorortszügen 
laufenden Wagen der Eiſenbahngeſellſchaften an die Wageneigenthümerin, ſpowelt 
nicht eee ſtattfindet, eine Wagenmiethe von 0,0133 Mark pro 
Achſe und Kilometer. Sollte jedoch in Zukunft auf den ma a Eiſen⸗ 
bahnen eine niedrigere Wagenmiethe für Perſonenwagen üblich werden, ſo ſoll 
=. die ſeitens der Stadtbahn zu zahlende Miethe entſprechend ermäßigt 
werden. 

Unter Vorortszügen werden ſolche Züge verſtanden, welche zwiſchen Sta⸗ 
tionen der Stadtbahn einerſeits und den Stationen Besiehungsweile Halteſtellen 

der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahn bis Potsdam reſp. Wild⸗ 
park einſchließlich, 

der Berlin⸗Hamburger Bahn bis Nauen einſchließlich und 

der Magdeburg⸗Halberſtädter Bahn bis zu einem Orte, der von dem 
Ausgangspunkte der Stadtbahn in Charlottenburg nicht weiter 
als Nauen entfernt iſt, 


andererſeits verkehren. 
Artikel XIV. 
Für die etwa auf der Stadtbahn euch werdende Reinigung und 


das Schmieren der Wagen iſt von den Eiſenbahngeſellſchaften eine angemeſſene 
Vergütung zu entrichten. ö 


Artikel XV. 
Ob und unter welchen ange nach etwaiger Einrichtung eines Güter: 


verkehrs auf der Stadtbahn der Güterverkehr der Privatbahnen auf die Stadt⸗ 
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bahn überzuführen ift, bleibt beſonderer Vereinbarung vorbehalten. Nach Zu⸗ 
laſſung des . der einen der drei betheiligten Eiſenbahngeſellſchaften 
darf den übrigen die Aufnahme ihres Güterverkehrs unter den gleichen Bedin⸗ 
gungen nicht verſagt werden. 

Die Stadtbahnverwaltung wird dafür Sorge tragen, daß der Perſonen⸗ 
Yale durch den Güterverkehr nicht We wird. Die Perſonenzüge 
jeglicher Gattung haben vor den Güterzügen den Vorrang. 


Artikel XVI. 


Die Entrichtung einer Stempelabgabe von dieſem Vertrage findet 
nicht ſtatt. 


Berlin, den 23. Februar 1878. 
Fuͤr die Staatsregierung. 
Weishaupt. Rötger. Dr. Frölich. 


Die Direktion der Berlin-Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
Simon. Weſtphal. 


Das Direktorium der Berlin-Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
Quaſſowski. Simſon. 


Das Direktorium der Magdeburg ⸗Halberſtadter Eiſenbahngeſellſchaft. 
Lent. 


Redigirt im Büren des Staats ⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in det vormaligen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei (unter Reichsverwaltung). 


